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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.01.2016 

Geschäftszahl 

Ra 2015/06/0124 

Rechtssatz 

Die Manuduktionspflicht der Behörde geht nicht so weit, dass eine Partei zur inhaltlichen Ausgestaltung von 
Einwendungen angeleitet werden müsste (Hinweis E vom 14. Mai 2014, Ro 2014/06/0011). Angesichts des 
unbestritten gebliebenen Hinweises auf die Rechtsfolgen unterlassener Einwendungen in der Kundmachung zur 
mündlichen Verhandlung besteht in Ansehung der Erhebung von Einwendungen keine weitere 
Manuduktionspflicht der Behörde. Diese hat Parteien auch nicht anzuleiten, dass sie bestimmte Beweisanträge 
zu stellen, Beweismittel vorzubringen oder Sachverständigengutachten auf gleicher fachlicher Ebene 
entgegenzutreten hätten. 
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